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Udo Ernst Simonis

Arbeit und Umwelt 
Ansatzpunkte einer integrierten 
Beschäftigungs- und Umweltpolitik

1. E in le itu ng

Der Titel dieses Beitrages stellt ein besonderes Verhältnis ins 
Licht: „Arbeit und Umwelt". Der Untertitel verspricht intelli­
gente, nämlich integrierte Lösungen des Problems.

Kein Zweifel: Arbeit und Umwelt stehen in einem gestörten 
Verhältnis zueinander. Brache hier -  Streß dort. Ungenutz­
te Chancen einerseits - übernutzte Potentiale andererseits. 
Kein Gebrauch an Arbeitskraft, dafür Verbrauch an Um­
welt. Keine Entlastung am Arbeitsmarkt -  ständig neue Nach­
richten über die Belastung unserer natürlichen Lebensgrund­
lagen ...

Gegenstand meines Vortrages ist die Darstellung einiger, viel­
leicht wichtiger Ansatzpunkte einer integrierten Beschäfti­
gungs- und Umweltpolitik. Damit möchte ich eine Konsequenz 
ziehen aus der m.E. falschen Frontenstellung zwischen Be­
schäftigungsinteresse einerseits und Umweltinteressen ande­
rerseits, wie sie in der Bundesrepublik, aber auch in anderen 
Industrieländern häufig zu beobachten war und weiterhin zu 
beobachten ist.

Die Ausgangsthese: Angesichts der eingetretenen vielfältigen 
Belastung der Umwelt kann eine Wirtschaftspolitik, die auf die 
natürlichen Lebensgrundlagen keine bzw. nicht ausreichende 
Rücksicht nimmt, auf die Dauer nicht durchgehalten werden. 
Umgekehrt ist eine Umweltpolitik, die auf die Frage der Er­
haltung und Schaffung von Arbeitsplätzen keine bzw. nicht



ausreichende Rücksicht nimmt, angesichts von Millionen von 
Arbeitslosen gesellschaftlich nicht akzeptabel.

In Anbetracht der gegebenen ökonomischen und ökologi­
schen Probleme hegt es daher nahe, über Strategien nachzu­
denken, die gleichzeitig positive Beiträge zur Erreichung beider 
Ziele - Erhaltung der Umwelt und Schaffung von Arbeit -  er­
bringen können. Ich werde hier nur einige der meines Erach­
tens wichtigen Ansatzpunkte einer solchen integrierten Politik 
darstellen können, und andere, die ebenfalls themarelevant 
sind, wie z.B. die Arbeitszeitverkürzung, außen vorlassen. Zu­
nächst müssen jedoch die Unzulänglichkeiten der bisherigen 
Wirtschaftspolitik und der bisherigen Umweltpolitik, die mehr 
oder weniger unkoordiniert ablaufen oder sich gegenseitig 
blockieren, aufgezeigt werden.

2. U n zu länglich keiten  der b ish erigen  B esch äftigu n gs­
u n d  U m w eltpo litik

2.1. D efizite d er W irtschaftspolitik

Unter ökologischen Gesichtspunkten ist die herkömmliche 
Wirtschaftspolitik defizitär: Ihre Ziele müssen qualifiziert, ihre 
Instrumente differenziert und ihre Institutionen umstruktu­
riert werden.

Bisher wird staatliche Wirtschaftspolitik ohne explizite Be­
achtung der natürlichen Umwelt betrieben. Im Zielbündel des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes ist das Ziel „Umweltstabili- 
tät" nicht enthalten; eine entsprechende Novellierung dieses 
Grundlagengesetzes der Wirtschaftspolitik ist bisher nicht in 
Aussicht genommen. Auch im Zielbündel des Kartellgesetzes, 
des zweiten wichtigen Grundlagengesetzes der Wirtschaftspo­
litik, kommen ökologische Kategorien nicht vor; eine „Kontrol­
le von rohstoffverschwendenden und umweltbelastenden Un­
ternehmen" gehört bisher nicht zu den Aufgaben der Kartellbe­
hörde. Dementsprechend wird - trotz aller Diskussion um das 
Umweltthema - der Erfolg der staatlichen Wirtschaftspolitik 
allein an der Erreichung der herkömmlichen Ziele (Wachstum, 
Beschäftigung, Preisniveau, Zahlungsbilanz) gemessen, unge­
achtet der Anforderungen und der Belastungswirkungen, die 
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liehe Umwelt (Ressourcenentnahme und Schadstoffbela­
stung) hat.

Auch in Bezug auf die zwei traditionellen Maßnahmenberei­
che der herkömmlichen Wirtschaftspolitik, die Geldpolitik 
und Finanzpolitik, kann man von einer ökologischen Ausrich­
tung bisher nicht sprechen. Globale Zins- und/oder Steuer­
variationen sind ökologisch i. e. S. nicht zielführend, ökologisch 
relevante Abgabensysteme sind bisher erst rudimentär vorhan­
den (Abwasserabgabe), jedoch im Gespräch (Schwefelabgabe, 
Stickstoffabgabe usw.). Eine ökologische Ausrichtung der 
Geld- und Finanzpolitik zu betreiben, hieße Abbau all der 
Mechanismen, die die Umweltbelastung direkt oder indirekt 
forcieren - und das erforderte eine nach Umweltgesichtspunk­
ten differenzierte Politik. Daß die Geld- und Finanzpolitik ange­
sichts der gegebenen Problemkonstellation auch ökonomisch 
ineffizient sei, ist eine These, die insbesondere in Bezug auf das 
Phänomen des „beschäftigungslosen Wachstums" und den da­
mit zusammenhängenden Typ der Rationalisierungsinvesti- 
tion in jüngster Zeit intensiv diskutiert wird.

2.2 D efizite der U m w eltpolitik

Auch die herkömmliche Umweltpolitik ist defizitär: Sie 
erzeugt zuviel Vollzugswiderstand, aktiviert zu wenig Ressour­
cen und mobilisiert nicht genügend technologische Innova­
tionen.

Als die negativen Effekte der Industrieproduktion auf die 
Umwelt unübersehbar wurden, schuf man mit der staatlichen 
Umweltpolitik einen neuen Politikbereich, der mit der Regulie­
rung der Umweltqualität betraut ist. Diese Vorgehensweise 
entspricht einem Politikverständnis, in dem jeder Politikbe- 
reich arbeitsteilig im Sinne einer Spezialpolitik für ein begrenz­
tes Arbeitsfeld zuständig ist - unabhängig davon, ob enge 
Wechselwirkungen zwischen einzelnen Bereichen bestehen 
und ungeachtet des stets wiederholten Hinweises, daß es sich 
bei der Behandlung des Umweltproblems um eine politische 
Querschnittsaufgabe per se handelt. Die Umweltpolitik wurde 
so zu einer Ressortpolitik, die die Umweltprobleme, die durch 
den Produktionsprozeß erzeugt werden, zu beheben sucht, 
indem man sich um die geschädigte Umwelt sorgt. Diese Poli­
tik hat seit den 70er Jahren einige, wenn auch keineswegs 51



ausreichende Ergebnisse gezeitigt, wie heute jedermann weiß. 
Die Grenzen dieses Politiktypus sind entsprechend deutlich ge­
worden: Er ist teuer, unzuverlässig und im konkreten Fall nicht 
zielftihrend, weil er im Grunde nicht an den Ursachen, sondern 
an den Symptomen des Umweltproblems ansetzt.

Fragt man nun -  über diese Einzelkritik der beiden Politik­
bereiche [Wirtschaftspolitik und Umweltpolitik) hinausge­
hend -  nach deren Koordinierung, so stellt man ein drittes 
Defizit fest.

23  T h eorie  -  D efizite

Einer der Gründe für die bislang mangelnde Integration von 
Wirtschafts- und Umweltpolitik besteht in der „Naturverges­
senheit der ökonomischen Theorie". Deren Ursprung liegt in 
Theorieentwicklungen des 19. Jahrhunderts, als die noch von 
Adam Smith vertretene Lehre von der produktiven Funktion 
der Natur durch die Zwei-Faktoren-Lehre ersetzt wurde, nach 
der das Bruttosozialprodukt durch das Zusammenwirken der 
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital erzeugt wird. In der 
Folge wurde die natürliche Umwelt mehr oder weniger als 
freies Gut angesehen. Und da sich die ökonomische Theorie 
defmitionsgemäß mit der Allokation knapper, d.h. ökono­
misch wertvoller, mit einem Preis versehener Güter be­
schäftigt, fiel die Umwelt buchstäblich aus deren Gesichts­
kreis.

Doch dies gilt nicht nur für die vorherrschende neoklassi­
sche Theorie - und die darauf fußende Politik. Die fehlende 
Verknüpfung von ökonomischen Produktionsprozessen und 
ökologischen Stoffkreisläufen kennzeichnet auch die keynesia- 
nische Theorie und die daraus entwickelte Beschäftigungs- 
politik. Keynes’ Theorie ist eine makroökonomische Theorie, 
die sich mit den Zusammenhängen zwischen Konsum, Investi­
tion, Staatsausgaben, Ersparnis, Einkommen und Geldmenge 
beschäftigt. Ihr geht es dementsprechend um die Beeinflus­
sung dieser makroökonomischen Aggregate, deren konkrete 
Inhalte, d.h. Produkt- und Technologiestruktur, jedoch ver­
nachlässigt werden und deren Naturbezogenheit völlig im 
Dunkeln bleibt.

Es ist offenkundig, daß diese Vernachlässigung struktureller 
52 Dimensionen unter ökologischen Gesichtspunkten außeror-



dentlich bedenklich ist, weil die Produkte und Technologien ja 
in höchst unterschiedlichem aber entscheidendem Maße um­
weltrelevant d.h. umweltbelastend oder umweltverträglich 
sein können. Eine Dienstleistungswirtschaft hat ganz andere 
Umweltprobleme als eine Industriewirtschaft; eine industriel­
le Großchemie ist weit stärker umweltrelevant als ein kleinbe- 
trieblicher Maschinenbau ...

Diesem strukturellen Denk-Defizit entsprechend wird eine 
staatlich bewirkte allgemeine Nachfragesteigerung, ein 
Wachstumsschub bei Arbeitslosigkeit, als wirtschaftspoliti­
scher Erfolg eingestuft, egal mit welcher Konstellation an Pro­
duktionsfaktoren, Produkten und Produktionsverfahren - von 
denen die Auswirkungen auf die Umwelt abhängen -  sie er­
reicht worden sind. Hier zeigt sich, daß Keynes und der Groß­
teil seiner Nachfolger im Endeffekt die Natur in ganz ähnlicher 
Weise „aus dem Spiel" lassen, wie dies die Neoklassiker tun. 
Keynes’ Mißtrauen galt der Leistung des Marktes bei der Wie­
derherstellung des Vollbeschäftigungsgleichgewichts; er blieb 
dagegen Neoklassiker, soweit es um die Steuerungsmechanis­
men für die Technologiewahl und die Produktionsstruktur
ging.

Dieses Grundverständnis der Funktionsweise der Wirtschaft 
war ganz offensichtlich auch eine der Ursachen dafür, daß die 
keynesianisch begründeten Beschäftigungsprogramme der 
Vergangenheit im wesentlichen nur als allgemeine Program­
me für Staatsausgaben bzw. Steuermindereinnahmen ausge­
legt wurden, d. h. die Technologie- und die Produktstruktur im 
wesentlichen ausblendeten.

Diese Einschätzung besagt nun natürlich nicht, daß die Key- 
nes’sche Theorie und staatliche Beschäftigungspolitik grund­
sätzlich obsolet geworden seien - auch schon deshalb nicht, 
weil das Konzept einer aktiven Beschäftigungspolitik ja viel fle­
xibler ist, als daß es auf allgemeine Programme beschränkt 
werden brauchte. Beschäftigungspolitik kann sehr wohl mit 
konkreten Strukturzielen verbunden werden - und vor allem 
weit mehr, als das in der Vergangenheit der Fall gewesen ist. So­
wohl der Abbau von Arbeitslosigkeit und Umweltbelastung als 
auch die ökologische Strukturanpassung der Wirtschaft dürf­
ten sinnvolle und notwendige Aufgaben einer derart qualifi­
zierten, integrierten Beschäftigungspolitik sein.



2.4 E n tso rgen d e  U m w eltpolitik

Integrationsbedarf besteht jedoch - wie ich schon andeute­
te - nicht nur bei der Beschäftigungspoütik, sondern auch bei 
der Umweltpolitik. Die herkömmliche Umweltpolitik genügt 
auf die Dauer weder ökologischen noch ökonomischen Maß­
stäben. Sie steht vor dem Dilemma steigender Sanierungsauf­
wendungen bei abnehmenden ökologischen Erfolgen.

Ein Hauptgrund hierfür besteht darin, daß die Umweltpoli­
tik zumeist am Ende des Produktionsprozesses ansetzt, nicht 
aber am Anfang, d. h. bei der Wahl der Technologien, der Stand­
orte, der zu erzeugenden Produkte. Beispielhaft gesprochen: 
Erst wenn Buschhaus gebaut, Boehringer geschlossen und der 
Rhein verseucht ist, setzt Umweltpolitik ein; erst wenn die Ver­
sorgung geregelt ist, setzt die Entsorgung an. Umweltpolitik 
kontrolliert die negativen Wirkungen des Produktionsprozes­
ses auf die Umwelt durch Umweltschutzvorkehrungen, die an 
die umweltbeeinträchtigende Produktion angehängt werden. 
Sie setzt Grenzwerte für Belastungen (Immissionen), die mög­
lichst nicht überschritten werden sollen. Es handelt sich um 
ex-post-Sanierung von Umweltbelastungen unter Einsatz des­
sen, was man plastisch „end-of-the-pipe'-Technologie nennt: 
Anknüpfend an der vorhandenen umweltschädlichen Techno­
logie soll eine Verbreitung der anfallenden Schad- und Abfall­
stoffe in die Umwelt bis zu einem bestimmten Grade vermie­
den werden; durch Einbau von Entsorgungstechnologien sol­
len die Schadstoffe im Unternehmen zurückgehalten und in 
konzentrierter Form gesammelt werden. Beispiele hierfür sind 
Filteranlagen, die Schadstoffe vor Eintritt in die Außenluft ein­
fangen, Entschwefelungsanlagen, die zu großen Mengen an 
Gips führen, Abfallbeseitigungsanlagen, die Dioxine entstehen 
lassen, Kläranlagen, die Schwermetalle akkumulieren, aber 
auch der in jüngster Zeit viel diskutierte Abgaskatalysator, der 
wiederum große Mengen an Edelmetall erfordert.

Diese Strategie des herkömmlichen Umweltschutzes - so 
wichtig sie zur akuten Gefahrenabwehr und zur Behandlung 
von Altlasten sein mag - kann auf die Dauer nicht befriedigen, 
weil bei ansonsten nicht oder nur wenig veränderter Produkt- 
und Technologiestruktur das fortgesetzte Wachstum der Pro­
duktion überproportional steigende Umweltschutzaufwen- 

54 düngen hervorruft, wenn das Gesamtniveau der Schadstoff-



emissionen nicht weiter steigen soll. Mit anderen Worten: bei 
wachsender Produktion müssen die Emissionsstandards pro 
Produkteinheit sukzessive verschärft werden. Nun gilt in nahe­
zu allen Bereichen des Umweltschutzes, daß die Reinigungsko­
sten - im Sinne der Kosten des Zurückhaltens und Sammelns 
von Schadstoffen - mit zunehmendem Reinigungsgrad über­
proportional ansteigen - was übrigens auch in aller Regel für 
das Recycling von Stoffen und Abfällen zutrifft. Und das heißt: 
Gesamtwirtschaftlich betrachtet muß bei fortgesetztem Wirt­
schaftswachstum zur Einhaltung eines bestimmten Emissions­
niveaus ohne grundlegende Umstrukturierung von Produk­
tion und Technologie ein ständig zunehmender Teil der volks­
wirtschaftlichen Ressourcen abgezweigt werden, der dann wie­
derum für Konsumzwecke nicht mehr zur Verfügung steht. In 
der Tendenz bedeutet dies die kontraproduktive Entwicklung 
des Industriesystems: ein Wachstum der Gesamtproduktion 
und ein Absinken der Lebensqualität können Hand in Hand 
gehen.

Die Entwicklung der sog. Umweltschutzindustrie, soweit sie 
nachgeschaltete „end-of-the-pipe-Technologien" herstellt, ist 
also ambivalent: Einerseits wird mit solchen Anlagen die Um­
weltqualität gegenüber einer Situation ohne Umweltschutz 
verbessert bzw. gesichert -  und das ist für sich genommen si­
cherlich positiv zu bewerten. Andererseits ist die nachsorgende 
Umweltschutzindustrie ein Zeichen für den Umfang an volks­
wirtschaftlichen Ressourcen, die eingesetzt werden müssen, 
um etwas wiederzuerlangen, was früher selbstverständlich 
und ohne Einschaltung aufwendiger wirtschaftlicher Aktivitä­
ten zu haben war. In diesem grundsätzlichen Sinne ist die Um­
weltschutzindustrie eine Schuld, die die Gesellschaft als Preis 
für den bisherigen umweltschädlichen Entwicklungspfad ab­
tragen muß.

Hiermit plädiere ich selbstverständlich nicht dafür, den 
nachsorgenden, gefahrenabwehrenden Umweltschutz einzu­
stellen. Da z.B. die Stromversorgung gegenwärtig in großem 
Umfang von umweltbelastenden Kohlekraftwerken abhängt 
und nur sukzessive auf umweltschonende, regenerative Quel­
len umgestellt werden kann, ist es sinnvoll und notwendig, 
möglichst rasch Entschwefelungs- und Entstickungsanlagen 
einzubauen; anderenfalls würden noch schwerwiegendere 
und unter Umständen irreversible Schäden an Wald, Gebäu- 55



den und Menschen auftreten. Mittel- bis langfristig geht es je­
doch um die Umstellung von der nachsorgenden Umwelt­
schutzpolitik zu einer vorsorgenden präventiven Umweltpoli­
tik, die in die Wirtschaftspolitik und in andere umweltrelevan­
te Politikbereiche explizit eingebunden ist, d.h. letztlich um ei­
ne systematische Re-Ökologisiemng der Wirtschafts-, der 
Technologie-, der Energie- und der Verkehrspolitik. Was aber 
heißt beispielsweise ökologische Orientierung der Wirtschafts­
politik - ist sie überhaupt möglich?

3. E lem ente ein er integrierten  
B esch äftigun gs- u n d  U m w eltpo litik

33  E rgän zu n g  u n d  Q ualifizierung 
der w irtsch aftspo litisch en  Ziele

Bei der Integration des Umweltthemas in die Wirtschaftspoli­
tik geht es zunächst und vor allem um die Ergänzung und Neu­
definition der Ziele des offiziellen wirtschaftspolitischen Ziel­
katalogs und um die Einführung neuer umweltorientierter 
Steuer- und abgabenpolitischer Instrumente.

Die formelle Aufnahme des Ziels der „Umweltstabilisierung" 
in den Katalog der wirtschaftspolitischen Ziele würde den 
Stellenwert dokumentieren, den der Staat und die politischen 
Institutionen angesichts gestiegenen subjektiven Umweltbe­
wußtseins der Bevölkerung und angesichts gegebener objekti­
ver Umweltbelastung der Wiederherstellung bzw. Sicherung 
der Umweltqualität beimessen. Jede wirtschaftspolitische 
Maßnahme müßte von da ab vor ihrer Durchführung auf ihre 
potentiellen Auswirkungen auf die Umwelt geprüft werden. So 
wie es üblich ist, daß wirtschaftspolitische Entscheidungen 
vorab auf ihre potentiellen Auswirkungen auf die Beschäf­
tigungslage, die Inflationsrate, auf das Wachstum und die 
Zahlungsbilanz überprüft werden, so sollte es in Zukunft 
zur Gewohnheit werden, daß die potentiellen Konflikte zwi­
schen dem Ziel der Umweltstabilisierung und den herkömmli­
chen Zielen der Wirtschaftspolitik entscheidungsrelevant, und 
das heißt zum Thema der politischen Auseinandersetzung 
werden.

Zum anderen geht es um die Neudefmition der Ziele der 
56 praktischen Wirtschaftspolitik, besonders um die Qualifi-



zierung des Wachstumsziels. Die traditionellen Erfolgs-Indika­
toren -  monetäres und reales Bruttosozialprodukt - sind in 
mehrfacher Weise defizitär. Sie sind zu einer Zeit entwickelt 
worden, als die Umwelt zwar schon ein Problem aber noch 
kein Thema war, und sie sind seither eigentlich nicht angepaßt 
worden. Dies ist ein unhaltbarer Zustand, und zwar aus mehre­
ren Gründen:
- Wirtschaftswachstum wird in den engen Grenzen des Güter­

und Einkommenskreislaufs bestimmt, der ökologische 
Stoffkreislauf bleibt weitgehend ausgeblendet.

- Wirtschaftswachstum ist definiert als Zunahme von 
Strömungsgrößen, ausgeblendet bleiben deren Auswir­
kungen auf Umfang und Qualität ökologischer Bestands­
größen.

- Schließlich werden im Bruttosozialprodukt alle monetären 
Aktivitäten addiert, unabhängig davon, welche Funktion sie 
erfüllen. Es umfaßt zunehmend mehr Ausgaben, die als 
solche gar nicht positiv zu bewerten sind, sondern die allein 
wegen der (notwendigen] Kompensation von Schäden ent­
stehen, die zuvor vom Wirtschaftsprozeß erzeugt worden 
sind.

Die Qualifizierung der traditionellen wirtschaftspolitischen 
Erfolgs-Indikatoren müßte daher eigentlich auf der Tagesord­
nung stehen. Sie kann methodisch in unterschiedlicher Weise 
und mit unterschiedlicher Reichweite erfolgen: von der syste­
matischen Ermittlung der kompensatorischen Ausgaben, über 
kombinierte Wachstums-, Beschäftigungs- und Verteilungs-In- 
dices bis hin zu einem integrierten System ökonomischer, so­
zialer und ökologischer Indikatoren.

Die Notwendigkeit dieser Qualifizierung der Ziele und des 
ökonomischen Rechnungswesens, aus dem sie abgeleitet sind, 
kann man am besten mit einem Beispiel belegen. Nehmen wir 
die Belastung des „Ökosystems Wald":
- Es zeigt erstens die Verlagerung eines Teils der Kosten 

der Produktion, d.h. nicht ausreichend reduzierte Luft­
schadstoffe, auf die nur begrenzt resistente Natur: der 
Wald stirbt.

- Es zeigt zweitens die Verlagerung von Kosten auf die folgen­
den Generationen: waldlose Zukunft bzw. nur langfristig 
mögliche Wiedergewinnung der Reproduktionsfähigkeit 
der Böden. 57



-  Es zeigt schließlich die Verlagerung von Kosten auf Dritte 
(teilweise Enteignung der Waldbesitzer) und die Gesell­
schaft in dem Sinne, daß betrieblich-technische Entschei­
dungen individueller Verursacher [wie Kraftwerks-, Ver­
kehrsemittenten, Schadstoffexporteure) das gesellschaftli­
che Wohlbefinden und letztlich die physische Gesundheit 
der Gesellschaft insgesamt in Mitleidenschaft ziehen.

In Bezug auf das „Ökosystem Wald" rechnet das ökonomi­
sche System also offenbar falsch: Sowohl das betriebswirt­
schaftliche als auch das volkswirtschaftliche Rechnungswesen 
enthält keine ausreichenden Signale, die eine dem ökologi­
schen System nicht mehr angemessene, d. h. nicht verkraftbare 
Schadstoffbelastung verhinderten. Das traditionelle Rech­
nungswesen weist sowohl für die Energiegewinnung als auch 
bei den Automobilherstellem und den Schadstoffexporteuren 
(um beim obigen Beispiel zu bleiben) positive Salden auf, ob­
wohl das ökologische System Wald nachweislich wegen der 
Schadstoffentstehung in diesen Wirtschaftsbereichen erheb­
lich und teils unwiderruflich geschädigt wird. Verlust hier, Ge­
winn dort, ein Ausgleich findet nicht statt und ist auch eigent­
lich nicht vorgesehen ...

Das ökonomische Rechnungswesen ist auch defizitär in dem 
Sinne, daß ihm die für ein ökologisches System typischen 
Schwellenwert-Phänomene fremd sind. Die Regenerations­
kraft eines natürlichen Ökosystems geht verloren, wenn be­
stimmte Schwellen der Belastbarkeit überschritten werden; es 
kann also zwischen guten und schlechten Prozessen unter­
scheiden. Diese Qualität geht dem ökonomischen Rechnungs­
wesen bisher ab; jede ausgegebene Mark, egal von wem für was 
getätigt, wird positiv verbucht. Es weist selbst dann noch Erfolg 
aus, wenn bereits große Teile des Produktionswertes nur noch 
zur Erhaltung des Status quo aufgewendet werden müssen. 
Die Beseitigung von Umweltschäden führt zu Wachstum und 
Beschäftigung, zwei der Erfolgs-Indikatoren der Wirtschaftspo­
litik. Martin Jänicke hat diese „Logik" unseres ökonomischen 
Rechnungswesens mit einem Buchtitel auf den Punkt ge­
bracht: „Wie das Industriesystem von seinen Mißständen profi­
tiert".
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3.2 E in fü h ru n g  um w eltorientierter 
w irtsch aftspo litisch er In strum ente

Von zentraler Bedeutung für eine integrierte Behandlung des 
Umwelt- und Beschäftigungsproblems in einer Marktwirt­
schaft unseren Typs ist des weiteren die Einführung neuer um­
weltorientierter Instrumente der Wirtschaftspolitik, die einen 
schonenden Umgang mit der Umwelt ökonomisch begründen.
In vielfältiger Weise belohnen die vorherrschenden ökonomi­
schen Anreize ein individuelles Investitions- und Konsumver­
halten, das insgesamt sowohl das Umwelt- als auch das Be­
schäftigungsziel verletzt. Da die Nutzung der Umwelt in meh­
reren Bereichen entweder noch kostenlos oder mit sehr gerin­
gen Preisen belegt ist, die Arbeit dagegen insbesondere wegen 
rasch gewachsener Lohnnebenkosten relativ teuer ist, erweisen 
sich solche Investitionen als einzelwirtschaftlich profitabel, die 
Arbeit einsparen und dafür reichlich Energie und Rohstoffe 
verbrauchen. Diesen Mechanismus gilt es zu stoppen.

Umweltorientierte Instrumente der Wirtschaftspolitik zu 
schaffen, heißt zuerst und vor allem Signale zu einem sparsa­
men Gebrauch von Energie und Rohstoffen und zur Reduzie­
rung der Umweltbelastungen zu setzen. Hierfür müßten in un­
serem Wirtschaftssystem, in dem der Preis als entscheidender 
Knappheitsmesser fungiert, die Preise für Energie und Rohstof­
fe (Ressourcen) einerseits und für die Belastung der Umwelt 
durch Abfallstoffe (Emissionen) andererseits relativ angeho­
ben werden. Weil sich die Umwelt als öffentliches Gut definie­
ren läßt, könnte der Staat ihren Verbrauch und ihre Belastung 
ohne weiteres mit entsprechenden Abgaben oder Steuern bele­
gen. Eine grundsätzliche Alternative hierzu besteht darin, die 
Umwelt zu privatisieren: durch Einführung von Verschmut­
zungsrechten, die an der Börse gehandelt werden (Umweltzer­
tifikate). Ökonomisierung der Ökologie oder Ökologisierung 
der Ökonomie - dies aber ist dabei die Frage!

Die Anwendung dieser Art von Lenkungsmaßnahmen für 
bisher als freie bzw. quasi-freie Güter behandelte Ressourcen 
ist ein möglicherweise wichtiger Ansatzpunkt, weil und in dem 
Maße wie die dann erforderlichen Anpassungsprozesse (bei 
Extraktion, Recycling und Produktion), die Präferenzverschie­
bungen und die Korrektur von Erwartungen dazu beitragen, 
das Ressourcen- und das Emissionsproblem gleichzeitig zu 59



entschärfen. Wie kann man sich dies im einzelnen vorstellen?
Die mit der Einführung von Em issionsabgaben und Res- 

sourcenverbrauchssteuem bewirkte Veränderung der relati­
ven Preise in der Wirtschaft, d. h. Anhebung der Preise für Um­
weltbelastung und Ressourcenverbrauch bei gleichzeitiger 
Senkung anderer Faktorpreise, würde erhebliche Auswir­
kungen auf die Produkt- und Technologiestruktur der Wirt­
schaft und auf die Beschäftigung haben. Auf diesen multiplen 
Effekt hat vor allem die Gruppe von Wissenschaftlern um Bins- 
wanger in mehreren Veröffentlichungen hingewiesen. Wie ist 
das zu verstehen?

Für die derzeitige Problemkonstellation, also: massive Schä­
digung der Umwelt bei gleichzeitig massiver Arbeitslosigkeit, 
ist die Frage der Struktur der Investitionen von besonderer 
Bedeutung. Unter den gegebenen Faktorpreisbedingungen 
herrschen in unserer Wirtschaft arbeitssparende Rationa- 
lisierungsinvestitionen vor: Energie ist relativ billig, Umwelt­
belastungen kosten in bestimmten Bereichen nichts oder nur 
wenig, Recycling ist nicht sonderlich lohnend; Arbeit ist dage­
gen relativ teuer, weil mit hohen Lohnnebenkosten behaftet. 
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist es daher nur konsequent, 
Investitionen durchzuführen, die den Faktor Arbeit zugunsten 
des vermehrten Einsatzes der Faktoren Ressourcenverbrauch 
und Umweltbelastung substituieren. Bei derartigen Faktor­
preisbedingungen ist also tendenziell eine doppelte Zielver­
letzung vorprogrammiert: Arbeitslosigkeit und Umweltbe­
lastung.

Mit neuen ökologischen Rahmenbedingungen in Form von 
Emissionsabgaben und Ressourcensteuem würden dagegen 
Rationalisierungsinvestitionen eines anderen Typs geför­
dert: Investitionen, die zu einer Reduzierung der Emissionen 
und des Ressourceneinsatzes pro Produkteinheit und zu einer 
prinzipiellen Förderung des Recycling führen und die mit ver­
mehrtem Einsatz von Arbeitskräften durchgeführt werden. 
Dieser doppelt positive Effekt für die Umwelt und Arbeit kann 
je nach Ausgestaltung der Emissionsabgaben und Ressourcen­
steuem unterschiedlich hoch ausfallen.

So sieht das „Sondervermögen Arbeit und Umwelt" der SPD- 
Bundestagsfraktion eine Energiesteuer für 10 Jahre vor, die 
jährlich ca. 4,5 Mrd. DM erbringt, über bestimmte institutionel- 
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wirksam für Zwecke des Umweltschutzes aktiviert und somit 
ca. 400.000 zusätzliche Arbeitsplätze schafft.

Binswanger und Kollegen haben den Vorschlag gemacht, 
eine Energiesteuer einzuführen, die neben ihrer primär ökolo­
gischen Lenkungsfunktion gleichzeitig auch einen Beitrag zur 
Rentenfinanzierung -  bei Senkung der Lohnnebenkosten - lei­
stet. Sie müßte mindestens so hoch sein, daß aus ihren Erträgen 
die Arbeitgeberbeiträge zur Kranken- und Sozialversicherung 
finanziert werden könnten. Auch damit würde ein doppelter 
Effekt erreicht: Erstens trüge eine solche Energiesteuerzu einer 
weit gleichmäßigeren Beteiligung aller Branchen an der Ren­
tenfinanzierung bei, als es bei der gegenwärtigen Anbindung 
der Arbeitgeberbeiträge an die Bruttolöhne der Fall ist. Da beim 
jetzigen Steuersystem die arbeitsintensiven Betriebe relativ 
stärker als die kapitalintensiven Betriebe belastet werden, be­
günstigt dies die Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen. Zwei­
tens würde mit Einführung einer Energiesteuer eine teilweise 
Substitution der Lohnsteuer möglich - womit es zu einer Sen­
kung der Kosten des Produktionsfaktors Arbeit käme, woraus 
ein positiver Beschäftigungseffekt entstünde.

Bei aller Skepsis bezüglich der Innovationsfreudigkeit unse­
rer Regierungen und bei realistischer Einschätzung der Macht 
und der politischen Einflußmöglichkeiten der Energiewirt­
schaft, scheint die Zeit für solche Vorschläge günstig zu sein.
Die Sozialversicherung muß ohnehin grundlegend reformiert 
werden. Auch für die Behandlung der Altlasten wird man bald 
Finanzierungsvorschläge vorlegen müssen.

Was den zweiten Teil des Vorschlages - die Einführung von 
Emissionsabgaben - angeht, so kann man einerseits auf 
schon Bewährtes, andererseits auf Neues hinweisen. In einem 
Bereich der herkömmlichen Umweltpolitik, der Wasserrein­
haltung, wurde ein im Grundsatz effizientes, in seiner konkre­
ten Ausgestaltung allerdings schwaches Instrument einge­
führt, die Abwasserabgabe - ein formalisiertes, finanzielles 
Anreizinstrument: Die von dem Verursacher zu entrichtende 
(und zweckgebundene) Abgabe steigt mit der Menge und der 
Gefährlichkeit des Abwassers und im Zeitablauf an und gibt 
damit einen Anreiz zur Reduzierung der Abwassermengen 
(Recycling) und zur Säuberung des Abwassers.

Dieses Instrument hat -  obwohl es allseits gelobt wird - bis­
her keine Nachahmung in den anderen Umweltbereichen Gl



gefunden, wenn auch die Vorschläge zahlreich sind. Ich er­
wähne:
- den hessischen Vorschlag einer Schwefeldioxydabgabe,
- den nordrhein-westfälischen Vorschlag einer SchadstofFab- 

gabe bei Großfeuerungsanlagen,
- den Vorschlag des Sachverständigenrates für Umweltfragen 

auf Einführung einer Sticks toffabgabe in der Landwirt­
schaft.

Nimmt man die Vorschläge zur Einführung einer Verpak- 
kungsabgabe und einer Lärmabgabe hinzu, dann sieht man, 
daß für alle sog. Umweltmedien, d. h. Wasser, Luft, Boden und 
für die verwandten Bereiche der Umweltpolitik, Lärm und Ab­
fall, entsprechende Emissionsabgaben vorgeschlagen worden 
sind. An ihrer Umsetzung aber hapert es. Die Gründe hierfür 
sind methodischer, fiskalischer und -  natürlich - politischer 
Art:
- An welchen Emissionstatbestand soll eine Abgabe geknüpft 

werden? Da man nicht alle Emissionen kontrollieren kann, 
ginge es darum, eine Leitvariable zu definieren, also z. B. eine 
Abgabe je Umweltbereich. Man kann sich leicht vorstellen, 
daß beide Festlegungen den Streit der Experten bewirken 
werden.

- Der letztendliche Sinn einer Abgabe - im Gegensatz zu einer 
Steuer - besteht darin, im Zeitablauf überflüssig zu werden: 
Je niedriger die Emissionen umso besser, umso geringer aber 
auch das Aufkommen aus einer Abgabe. Dieser Vorschlag ist 
dem deutschen Steuerwesen relativ fremd. Er kann dennoch 
umweltpolitisch richtig sein.

- Je spezieller dieses Instrument aus steuertechnischen Grün­
den angewendet wird -  also z.B. Schwefelabgabe nur für 
Großemittenten - umso massiver dürfte der politisch-öko­
nomische Druck sein, der dann in der Praxis mit Hinweisen 
auf die Verteilungseffekte (Überwälzungsmöglichkeit der 
Abgabe als Funktion der Marktmachf) zur Selbstblockade 
führen kann: der Vorschlag stirbt.

4. P otentiale der E n erg ieein sp aru n g

Ich möchte im folgenden die Energiefrage noch einmal auf­
greifen und unter dem Blickwinkel der Integration von Arbeit 
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Die Art und Weise unseres Umgangs mit Energie ist, generell 
gesehen, nicht geeignet, die gleichzeitige Erfüllung von Um­
welt- und Beschäftigungszielen zu fördern. Zum einen ist der 
Energiebereich - d. h. Erzeugung, Umwandlung und Ver­
brauch von Energie - in der Bundesrepublik Deutschland die 
größte Quelle der Luftverschmutzung, so u. a. mit Schwefeldi­
oxyd, Stickoxyden, Kohlenmonoxyd, Halogenverbindungen 
und Staubemissionen der Kohlekraftwerke, den Schwefeldi­
oxydemissionen durch den Hausbrand der privaten Haushalte 
und den verschiedenartigen Schadstoffemissionen des Auto­
mobils. Zum anderen ist die Energiewirtschaft bisher in einem 
außerordentlichem Maße kapitalintensiv.

Die staatliche Energiepolitik ist traditionell und faktisch un­
beirrt auf das Ziel einer wachsenden Energieversorgung zu 
möglichst stabilen Preisen ausgerichtet, wie schon die Bestim­
mungen im geltenden Energiewirtschaftsgesetz aus dem Jahre 
1935 belegen. Dahinter steht die Vorstellung, über ein preiswer­
tes Energieangebot einen Beitrag zur Sicherung der Wettbe­
werbsfähigkeit der heimischen Wirtschaft zu erbringen. Damit 
wird jedoch gleichzeitig die ohnehin starke Tendenz zur Ratio­
nalisierung in der Wirtschaft (Substitution von Arbeit durch 
Energie) gefördert - was wiederum nicht ohne Einfluß ist auf 
die ohnehin schlechte Beschäftigungslage. Das Energiewirt­
schaftsgesetz als geltende Grundlage der Energiepolitik ist also 
aus beschäftigungs- und umweltpolitischen Gründen obsolet.
Es ist auch aus ordnungspolitischen Gründen dubios, weil es 
zu einer ungeahnten Machtansammlung geführt hat. Mit der 
wirtschaftlichen und politischen Macht der Energiewirtschaft 
kann jede umweit- und beschäftigungspolitische Initiative ver­
hindert werden.

Jeder Energieumsatz ist mit einer Umweltbelastung verbun­
den, allerdings nach Energieträgern unterschiedlich (wie im­
mer definiert). Fast jedes zusätzliche Energieangebot ist bisher 
verhältnismäßig wenig beschäftigungswirksam. Ein konse­
quentes Ausschöpfen des Potentials an Einsparenergie wäre 
ein demgegenüber gutes Beispiel für ein umweltschonendes 
Vorgehen, das zugleich ökonomisch von Nutzen ist. Erhöhung 
der Energieeffizienz bedeutet Ersatz von Energierohstoffen 
durch Wissen und technische Innovation. Da Energiespar­
maßnahmen zweckmäßigerweise „von unten", d.h. bei den lo­
kalen Nutzungs- und Dienstleistungssystemen beginnen, also 63



ein dezidiert dezentrales Programm darstellen, haben sie 
einen allgemein belebenden Effekt auf alle regionalen Arbeits­
märkte. Speziell würden das Handwerk und kleine und mittle­
re Unternehmen von einem Energiepfad Nutzen ziehen, der 
sich auf Energieeinsparung und auf die Förderung des Ein­
satzes regenerativer Energiequellen (Sonnen-, Biomassen- und 
Windenergie) stützt. Durch Aktivitäten zur Wärmedämmung 
erfahren vor allem Klein- und Mittelbetriebe im Baubereich ei­
ne Belebung. Ein Beispiel: Betrachtet man die Relation zwi­
schen Handwerkern und technischen Spezialisten, so entfal­
len bei der Sonnenenergie auf einen Spezialisten im Durch­
schnitt neun Handwerker, bei der Atomenergie dagegen nur 
zwei.

In den letzten Jahren sind in mehreren Industrieländern Be­
rechnungen zu den potentiellen Beschäftigungseffekten der 
Energieeinsparung und des Einsatzes regenerativer Energie­
quellen vorgenommen worden. Sie bestätigen alle, daß der 
Umbau des jetzigen verbrauchsintensiven Energiesystems in 
Richtung Energieeinsparung und regenerative Energie ein 
klassischer Fall für die Zielharmonie von Umwelt und Arbeit 
ist. Ich möchte hierzu beispielhaft eine Studie erwähnen, nach 
der ein Programm zur Verbesserung der Energienutzung in 
der Bundesrepublik durch umfassende Gebäudeisolierung, 
das sich auf 20 Mrd. DM für 20 Jahre beläuft, zu ca. 400.000 Ar­
beitsplätzen führen würde. Die erforderlichen Ausgaben wür­
den sich innerhalb der nächsten 20 Jahre zu G0 % über Energie­
einsparung und zu 40% über Entlastung der öffentlichen 
Haushalte (u.a. durch Rückgang von Arbeitslosengeldzah­
lung und Wohngeld, sowie durch Einnahmesteigerung) 
amortisieren.

5. U m w eltorientierte B esch äftigu n gsp ro gram m e

Seit mehreren Jahren gibt es bei uns eine Debatte über die 
Vor- und Nachteile einer aktiven staatlichen Beschäftigungs­
politik. Bis zu Anfang der 70er Jahre war noch die Meinung 
vorherrschend, daß staatliche Beschäftigungspolitik in Zeiten 
konjunktureller Arbeitslosigkeit nützlich sei; „Keynes war ak­
zeptiert", die Überzeugung von der positiven Funktion staat­
licher Beschäftigungsprogramme war ungebrochen. Die all- 
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Staates ging jedoch verloren; die Schuldendiskussion und die 
geistige Anlehnung an die amerikanische Mode haben dies be­
wirkt. Doch wie oft, so wurde auch hier das „Kind mit dem Bade 
ausgeschüttet". Der aktiven Beschäftigungspolitik wurde von 
Teilen des sich über die USA rasch ausbreitenden angebots­
orientierten Denkens jeglicher Nutzen bestritten. Und nicht 
nur dies: die Beschäftigungspolitik und die damit verbundenen 
Defizitfmanzierung des Staatshaushalts wurden zum eigentli­
chen Verursacher der ökonomischen und sozialen Probleme 
schlechthin gestempelt. So entstand die Meinung, daß die 
durch staatliche Beschäftigungspolitik geschaffenen Arbeits­
plätze lediglich „ein Strohfeuer" seien. Eine weitere Standard­
behauptung entstand derart, daß staatliche Programme das 
Ziel der Konsolidierung der Staatsfmanzen und die nötige 
Vertrauensbildung bei den Investoren gefährdeten, den sog. 
Attentismus erhöhten.

Bei solch verfestigter Ausgangslage ist es nicht leicht, einen 
konzeptionellen Durchbruch zu erzielen. Es müßte allerdings 
unbestritten sein, daß es die wirtschaftspolitische Aufgabe des 
Staates in einer im Grundsatz privatwirtschaftlich verfaßten 
Gesellschaft ist, in solchen Bereichen des Bedarfs, die autonom 
vom Markt nicht, nicht ausreichend oder nicht zeitgemäß ge­
deckt werden, die Nachfrage zu organisieren. Dies kann gesche­
hen durch eine entsprechende Veränderung der Rahmenbe­
dingungen der Produktion und durch staatliche Initiative zur 
beschleunigten Deckung des Bedarfs bzw. zur Erleichterung 
des erforderlichen Anpassungsprozesses. Dies aber schließt 
umwelt-orientierte Rahmenbedingungen und umwelt-orien- 
tierten Strukturwandel ein.

Die jährlich eintretenden Umweltschäden sind monetär 
bewertet auf 3 °/o - 6 °/o des BSP geschätzt worden, was für die 
Bundesrepublik Deutschland einer Summe von ca. SO -  100 
Mrd. DM entspräche. Für die Sanierung der sog. Altlasten 
(Mülldeponien) sieht eine Schätzung des Umweltbundes­
amtes 17 Mrd. DM vor. Der Vermögensstock des Waldes ist auf 
200 Mrd. veranschlagt worden - woraus sich über die Wald­
schadenstatistik entsprechende Vermögensverluste errechnen 
lassen. Wie immer man zu solchen und ähnlichen Kostenschät­
zungen stehen mag, die zu ihrer Bewältigung bisher bereit­
gestellten Ressourcen (Geld, Intelligenz, Arbeit) betragen nur 
einen Bruchteil des Erforderlichen.



Es könnte also rasch zu einer Verbesserung der Beschäfti­
gungslage durch umweltorientierte Programme kommen, 
wenn man dies wollte. Stichworte: Reduzierung der Luftschad­
stoffe; Entgiftung der Böden; Reinigung der Seen und Gewäs­
ser; Verringerung des Lärms; Abbau der Altlasten; Reduzierung 
des Müllaufkommens; Rettung von Pflanzen- und Tierarten; 
Rückgewinnung verbauter Lebensräume, usw.

Über die grundsätzlich positiven Effekte umweltorientierter 
Beschäftigungsprogramme geben andere Länder und auch an­
dere Programme im eigenen Lande Hinweise, wie z. B. das Zu­
kunftsinvestitionsprogramm von 1977; dieses Programm er­
streckte sich zu etwa 60% auf umweltverbessernde Maßnah­
men und hat zahlreiche permanente Arbeitsplätze geschaffen. 
Die auch ökologisch begründbare Umlenkung öffentlicher 
Ausgabenströme zur Beschäftigungssteigerung dürfte ohne 
Zweifel sinnvoller sein, als die Finanzierung der Kosten von Ar­
beitslosigkeit, die zur Zeit ca. 60 Mrd. DM pro Jahr betragen - 
ganz zu schweigen von der damit einhergehenden positiven 
Beeinflussung der psychischen Situation der wieder Beschäf­
tigten.

Die staatlichen Instanzen orientieren sich bisher allerdings 
nicht genügend an einer gleichzeitigen Betrachtung der Be- 
und der Entlastungswirkungen des Staatshaushaltes durch 
umweltorientierte Beschäftigungsprogramme. Dies aber könn­
te die Motivation zur Durchführung derartiger Programme er­
heblich verstärken, da eine integrale Sicht zeigt, daß sich Um­
weltinvestitionen über die Entlastungswirkungen in der Ar­
beitslosen-, Kranken- und Sozialversicherung und über die 
Steuermehreinnahmen durch steigende Einkommen zu ei­
nem großen Teil selbst finanzieren - Schätzungen hierfür lie­
gen hier bei 75 %. Und schließlich müßte ein staatliches Inter­
esse in der Verminderung der Umweltschäden selbst gegeben 
sein, die aus einer beschleunigten Durchführung von Umwelt­
schutzmaßnahmen folgt: Einerseits wird der öffentliche Haus­
halt direkt entlastet, wenn weniger Umweltschäden kompen­
siert und reguliert werden müssen. Andererseits ließe sich akti­
ver Umweltschutz sehr wohl als Investition in die Zukunft der 
Wirtschaft „verkaufen" -  und hierauf müßte es einer wirt­
schaftsnahen Regierung doch eigentlich ankommen.

Umweltorientierte Beschäftigungsprogramme sind jedoch 
66 kein Alibi für eine ineffektive Umweltpolitik - oder dürfen es



nicht sein. Sie entbinden auch nicht von der (oben aufge­
zeigten) Notwendigkeit einer allgemeinen ökologischen 
Orientierung der Wirtschaftspolitik.

6. A usblick

Arbeit (Arbeitslosigkeit) und Umwelt (Umweltbelastung) 
rangieren weit oben in der Skala der gesellschaftlichen Pro­
blemwahrnehmung und der allgemeinen politischen Diskus­
sion. Unkonventionelle Vorschläge sollten dann besonders ge­
fragt sein, wenn konventionelle Lösungsbeiträge nicht greifen 
oder im Widerstreit der Interessen und Meinungen scheitern. 
Arbeitslosigkeit und Umweltbelastung sind in ihrem Ausmaß 
historisch einmalig; damit besteht aber zugleich auch die (hi­
storisch einmalige) Chance der gleichzeitigen Lösung zweier 
wichtiger gesellschaftlicher Probleme.

Nach allem was bisher gesagt wurde, handelt es sich bei der 
Integration von Arbeit und Umwelt um eine große intellektuel­
le und praktisch-politische Aufgabe. Wenn sie gelingen soll, 
muß ein gewichtiger Bereich unserer gesellschaftlichen Wirk­
lichkeit - die Ökonomie und die sie steuernde Wirtschafts­
politik - inhaltlich erneuert und wissenschaftsmethodisch er­
weitert werden. Eine Anleihe der Ökonomie bei der Ökologie 
liegt nahe. Einige Beispiele der Anwendung bzw. Nachahmung 
ökologischer Regelmechanismen wurden aufgezeigt. Sie er­
öffnen - so denke ich - eine Fülle von Möglichkeiten, das öko­
nomische System insgesamt umweltverträglicher zu machen.
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